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Die Verwendung von Nahrungsmittelüberschüssen 
im Rahmen der Entwicklungspolitik'*)

Dr. Klaus Billerbeck, Bonn

H u m a n itä re  M otive, po litische  E rw ägungen  u n d — nicht z u le tz t— agrarpro tektion istische  
In teressen  bestim m ten  b isher w eitg eh en d  d ie  D iskussion über d ie  N a h ru n g sm itte lh ilfe  
fü r  E n tw ick lu n g slä n d er. A la rm ie ren d e  A p p e lle  zum  „ G enera langriff g egen  d en  H u n g er“, 
w ie  sie  vor ku rzem  vo n  neuem  durch  d e n  W o rld  Food Congress d er  F A O  ausgelöst w urden , 
trü b en  jedoch  a llzu  le ich t d e n  B lic k  a u f  das Problem selbst u n d  se ine  Im p lik a tio n e n . D er  
V erfa sser d er fo lg en d en  A b h a n d lu n g  un tersuch t kritisch d ie  A u sw irku n g en  d e r  b isher  
d urch g e fü h rten  N a h ru n g sm itte llie fe ru n g en . S e in e  Sch lußfolgerungen w ie se in e  V orschläge  
fü r  e in e  sin n vo lle , fü r  Geber- u n d  E m p fä n g erlä n d er gleicherw eise fruch tbare  V erw endung  
d er A grarüberschüsse im  R a h m e n  d er gesam ten  E n tw icklungsh ilfe  decken  sich w eitgehend  
m it d en  E rgebnissen  e ines G utachtens ü b er d ie  „Problem e u n d  M öglichkeiten  e iner  
N a h ru n g sm itte lh ilfe  d e r  E W G  a n  d ie  E ntw icklungsländer“, da s im  A u fträ g e  d e r  E W G - 
K on im iss ion  v o n  d e n  P ro fessoren  Cepede (Paris), M au g in i (F lo renz) u n d  W ilb ra n d t 
(B erlin ) e rs ta tte t w u rd e  u n d  erst nach  D rucklegung dieses B eitrages in  se inen  G rund­
zü g en  b e ka n n t gew orden  ist.

Die Frage der Verwendung von Nahrungsmittel- 
übersdiüssen im Rahmen der Entwicklungspolitik 

ist Teil eines viel umfassenderen weltwirtsdiaftlicfaen 
und politischen Problems, das sich nicht nur theore­
tisch, sondern audi immer stärker in der praktisdien 
W irtschafts- und Entwicklungspolitik herauszubilden 
beginnt: Dem M angel an Erzeugnissen aller A rt in den 
Entwicklungsländern steht ein Überfluß an bestimm­
ten Produkten in den Industrieländern gegenüber.

Die übersd iüsse können einen Umfang erreidien, der 
die Volkswirtschaft des betreffenden Industrielandes 
stark  belastet. Diese Belastung kann auch dadurch ent­
stehen, daß große Bereidie der Produktionskapazität 
n id it ausgenutzt werden. Soweit die Produktionsüber- 
sdiüsse beträchtlidi und strukturell bedingt sind und 
soweit strukturell unausgenutzte Produktionskapazi­
täten  vorhanden sind, stellt sidi die Frage nach der 
Nutzung dieser Überschüsse und Kapazitäten für die 
Entwicklungsländer im Rahmen der Entwidilungshilfe. 
Mit anderen W orten besteht also heute grundsätzlidi 
die Möglichkeit, eine Vollbesdiäftigung oder einen 
Strukturum bau der Volkswirtschaft zusätzlidi zu den 
seit der W eltw irtsdiaftskrise entwickelten, überw ie­
gend binnenw irtsdiaftlidien Maßnahmen auch durch 
außenwirtschaftliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Entwicklungshilfe zu erreidien. Diese Proble­
m atik ist jedodi nicht Gegenstand der folgenden Aus­

*) V orabdruck eines B eitrages des V erfassers zu der Schrift „W irt- 
schaftsforschung und W irtsd ia ftsp rax is“, hrsg . von der G esellschaft 
der Freunde und  . F ö rderer des Ham burgischen W elt-W irlschafts- 
A rc iiv s , Ham burg.

führungen; es erschien nur notwendig, diesen Hinter­
grund des hier behandelten speziellen Problems kurz 
anzudeuten.

Hinsichtlich des speziellen Problems der Verwendung 
von Nahrungsmittelüberschüssen für die Entwicklungs­
länder drängt sidi die Lösung geradezu auf, den Ab­
bau der Nahrungsm ittelvorräte, besonders in den USA, 
mit der Überwindung des Mangels und des Hungers 
vieler Millionen Menschen in  den Entwicklungsländern 
zu verbinden. Dabei liegen auch die rein ökonomischen 
Vorteile einer derartigen Lösung auf der Hand; In den 
Entwicklungsländern w ird durch die N ahrungsm ittel­
hilfe der wirtschaftliche W achstumsprozeß erleichtert, 
die sich aus den Entwicklungsvorhaben ergebenden in­
flatorischen Tendenzen können eingesdiränkt werden; 
das knappe Devisenaufkommen kann stärker der Ein­
fuhr von Produktionsmitteln dienen, unbeschäftigte 
Arbeitskräfte können — insbesondere bei teilweiser 
Zahlung der Löhne in N aturalien aus der Nahrungs­
mittelhilfe —̂ zusätzlich in den Entwicklungsprozeß ein­
bezogen werden usw.

In den Industrieländern w erden andererseits Vorräte 
abgebaut, die hohe Lagerkosten erfordern. So einfach 
jedodi diese Lösung erscheint, so vielfältig und folgen­
reich sind die in der praktischen Durchführung auf­
tretenden Probleme, Nach einer kurzen Darstellung der 
bisherigen Nahrungsmittel-Hilfsprogramme soll im fol­
genden versucht werden, einen Überblick über die bei 
der Nahrungsmittelhilfe auftretenden Probleme sowie 
über ihre Lösungsmöglichkeiten zu geben.
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BISHERIGE NAHRUNGSMITTEL-HILFSPROGRAMME

Das Sdiwergewidit der gegenwärtigen Nalirungsmittel- 
Hilfsprogramme liegt bei den am erikanisdien Liefe­
rungen, seit einigen Jahren im Rahmen des Food for 
Peace-Programmes (die Lieferungen im Rahmen des 
„Programmes für die Gegenseitige Sidierheit" sind 
Ende 1961 ausgelaufen). Grundlage der am erikanisdien 
Lieferungen (jährlidi im W erte von über einer Mil­
liarde Dollar) bildet das Gesetz zur Förderung des 
Handels m it Agrarerzeugnissen (Public Law 480) von 
1954, wobei die Lieferungen überwiegend unter Titel I 
(Verkauf gegen Landeswährung) erfolgen. Daraus 
haben vor allem Indien und Pakistan, aber audi zahl- 
reidie andere Entwidclungsländer, erheblidie N ah­
rungsmittellieferungen erhalten. )̂

Gemäß Titel II (Sdienkung von Agrarerzeugnissen zur 
Förderung der W irtsdiaftsentwicklung) wurde bisher 
nur ein geringer Teil der gesamten Hilfsleistungen ab- 
gewidcelt, bis M itte 1962 140 Mill. $. Diese Lieferungen 
sind entwidclungspolitisdi wohl als der nützlidiste 
Teil der am erikanisdien N ahrungsmittelprogramme an­
zusehen; so w ird neuerdings besonders die Lieferung 
von Futtergetreide zur Förderung der Viehzudit der 
Empfängerländer angestrebt, um die Erzeugung eiweiß­
haltiger Nahrungsm ittel zu steigern. Titel III sieht' 
Lieferungen an private am erikanisdie Hilfsorganisa­
tionen zur V erteilung in Entwidclungsländern sowie 
Tausdiaktionen mit Entwidclungsländern vor, während 
Titel IV (Verkauf von Agrarerzeugnissen mit lang­
fristiger Kreditgewährung) keine größere Bedeutung 
erlangt, weil nur wenige Entwicklungsländer sidi zur 
Rüdczahlung in Dollar — audi bei langfristigen Zah- 
lungszielen — verpfliditen können.

Der Umfang der am erikanisdien Nahrungsmittelhilfe 
ist erheblidi: Im Jahre 1961 entfielen 31 %  des gesam­
ten am erikanisdien Agrarexports von 5 Mrd. $ aut 
Hilfsprogramme (wobei das Sdiwergewidit nad i wie 
vor auf W eizen liegt; m ehr als zwei Drittel der ge­
samten am erikanisdien W eizenexporte entfielen 1961 
auf Regierungsprogramme). Vom gesamten am erika­
nisdien A grarexport der Jah re  1954/55 bis 1961/62 in 
Höhe von 33,7 Mrd. S entfielen auf Nahrungsmittel- 
Hilfsprogramme über 11,2 Mrd. $, d. h. rund ein 
Drittel. *)

Neben den am erikanisdien Lieferungen sind weitere 
Hilfsprogramme vor allem von Kanada (134 Mill. S) 
und A ustralien (21 Mill. $) durdigeführt worden. Audi

1) Seit 1960 besteh t d ie Tendenz, m it den Entwidclungsländern 
langfristige  V erträge  abzusdiiießen, um einen  besseren  Einbau der 
N ahrungsm ittelh ilfe  in d ie jew eilige  Entwidclungsplanung zu e r­
möglichen. So w urde gemäß Tit. I 1960 e in V ertrag  m it Indien ab­
geschlossen, der innerhalb  von v ier Jah ren  d ie Lieferung von 
16 M ill. t  W eizen und 1 M ill. t  Reis im W erte  von fast 1,3 M rd. $ 
vorsieht, w oraus audi ein g rößerer N ahrungsm itte lvorrat angelegt 
w erden soll. Ebenfalls ein V ier-Jahres ve rtrag  w urde 1961 mit Paki­
stan  über die Lieferung von 5,6 M ill. t  W eizen und 0,5 M ill. t 
F u ttergetre ide  sowie anderer Erzeugnisse im W erte  von 622 M ill. $ 
abgesdilossen .

2) s iehe : .Sem i-A nnual R eport on A ctiv ities of the  Food for Peace 
P rogram  carried  on under Public Law 480', W ashington.

Frankreidi hat Hilfslieferungen im W erte von einigen 
Millionen Dollar geleistet. Die Bundesrepublik hat seit 
einigen Jahren  ebenfalls die Lieferung von Nahrungs­
mitteln im Rahmen der Entwidclungspolitik aufgenom­
men. Für 1963 w urden dafür im Bundeshaushalt insge­
samt 25 Mill. DM bereitgestellt; davon sind 11 Mill. DM 
als deutsdier Beitrag zum W orld Food Program der 
FAO vorgesehen.

DREI GRUNDPKOBLEME DER NAHRTINGSMITTELHILFE

Bei der Durdiführung von Nahrungsmittel-Hilfspro­
grammen stellen sidi drei Grundprobleme. ®) Erstens 
muß jede langfristige Regelung der Lieferung von Nah- 
rungsm ittelübersdiüssen e i n e  Entwicklung auf jeden 
Fall vermeiden: die weitere Zementierung und Ver­
tiefung der Strukturverzerrungen, die seit Jahrzehn­
ten die Landwirtsdiaft in den meisten Industrieländern 
kennzeichnen. Diese Fehlentwicklungen wirken sidi 
immer stärker auf die Gesam twirtsdiaft und auf den 
Außenhandel mit anderen Industrieländern und mit 
den Entwidclungsländern aus; sie sind vor allem audi 
ein entscheidendes Hindernis für die europäische Inte­
gration und für die Verwirklichung der atlantisdien 
Partnerschaft.

Zweitens ergeben sich aus nicht-kommerziellen Liefe­
rungen im Rahmen von Nahrungsmittel-Hilfsprogram- 
men zwangsläufig Störungen des kommerziellen Welt­
handels. Angesichts der Tatsache, daß in den kommen­
den Jahren die Nahrungsmittel-Hilfsprogramme vor­
aussichtlich erheblich ausgeweitet werden müssen — 
beim derzeitigen Bevölkerungswachstum in den Ent­
wicklungsländern ergibt sich allein für Getreide ein 
zusätzlicher Bedarf von jährlich ca. 10 Mill. t, den die 
Entwicklungsländer nur schrittweise wegen der erst 
langfristig wirksam w erdenden Investitionen im Agrar­
sektor befriedigen können —, is t damit zu rechnen, 
daß die ungünstigen Auswirkungen auf die betreffen­
den W eltm ärkte gleichfalls erheblidi zunehmen wer­
den. Deshalb ist es unerläßlich, die Nahrungsmittel- 
Hilfsprogramme in einer Form abzuwickeln, die die 
kommerziellen Lieferungen möglichst wenig beein­
trächtigt.

Drittens kann die Nahrungsmittelhilfe in  den Entwicäc- 
lungsländem  zu einer Beeinträchtigung der einhei­
mischen A grarproduktion führen. Jede Störung des 
Entwicklungsprozesses im A grarsektor muß jedoch ver­
mieden werden, zumal die Entwicklungsländer insge­
samt heute schon kaum in der Lage sind, die notwen­
digen Einfuhren an Produktionsmitteln und Rohstoffen 
zu finanzieren. Die weitgehende Eigenversorgung der 
Entwicklungsländer mit Nahrungsm itteln ist eines der

3) Die nachstehend dargeste llte  Problem atik der Lieferung über­
sd iüssiger N ahrungsm ittel nach Entw icklungsländern besteh t grund- 
sätz lid i in der gleichen W eise  bei der Lieferung anderer Ober­
schußgüter, beisp ielsw eise bei Baumwolle und D üngem itteln. Aber 
auch im industrie llen  Bereich w ürden derartige  Problem e auf­
tre ten , w enn z. B. aus M itteln  der Entwicklungshilfe Schiffe nadi 
E ntw icklungsländern ge lie fert w erden, um  brachliegende Kapa­
z itä ten  der W erftindustrie  auszim utzen.
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wichtigsten Ziele der Entwicklungspolitik. Die Nah­
rungsm ittelhilfe muß deshalb über die Vermeidung 
von Störungen der einheimischen Agrarproduktion 
hinaus in  einer Form erfolgen, die zu einer Förderung 
der einheimischen Landwirtschaft führt.

N a h r u n g s m i t t e l h l l f e  a l s  D b e r g a n g s l S s u n g

Aus den drei Grundproblemen und den sich daraus ab­
leitenden Grunderfordernissen der Nahrungsm ittel­
hilfe ergibt sich, daß Nahrungsm ittelhilfe grundsätz­
lich nur eine Übergangslösung darstellen kann. Im 
Rahmen des entwicklungspolitischen Instrumentariums 
kommt ihr jedoch eine ergänzende Funktion insofern 
zu, als besonders aus den anfallenden Gegenwert­
m itteln Entwicklungsaufgaben durchgeführt werden 
können, die norm alerweise aus der Kapitalhilfe oder 
der Technischen Hilfe nicht finanziert w erden können. 
Nahrungsm ittelhilfe kann jedoch nicht als Ersatz für 
andere Hilfsformen angesehen werden.

Umgekehrt läßt sich unter den heutigen Verhältnissen 
die Nahrungsm ittelhilfe nicht durch andere Hilfsformen 
ersetzen. Zweifellos haben die Entwicklungsländer 
recht, w enn sie behaupten, mit der Bereitstellung von 
Kapitalhilfe oder Technischer Hilfe sei ihnen m ehr ge­
dient als mit Nahrungsmittel-Hilfsprogrammen. Ent­
scheidend ist jedoch, daß bei einem W egfall der Nah­
rungsm ittelhilfe die Kapitalhilfe nicht entsprechend er­
höht w erden dürfte, weil der wichtigste Grund für die 
Gewährung von Nahrungsm ittelhilfe das Vorhanden­
sein von N ahrungsm ittelvorräten bzw. von landwirt­
schaftlichen Überkapazitäten in  den Geberländern ist. 
Aus diesem Grunde ist es auch problematisch, die ent­
wicklungspolitische W irksam keit der Nahrungsm ittel­
hilfe mit der W irksam keit anderer Hilfsformen zu ver­
gleichen.

NAHRUNGSMITTELHILFE UND LANDWIRTSCHAFT 
DES GEBEKLä NDER

Bei den Auswirkungen von Nahrungsmittel-Hilfsprö- 
grammen auf die Landwirtschaft des Geberlandes ist 
zunächst davon auszugehen, daß große Nahrungsm ittel­
vorräte, insbesondere an Getreide, vorhanden sind. 
Dies trifft in  erster Linie für die USA zu. ®) Diese Vor­
räte können kommerziell nicht auf dem Inlandsm arkt

abgesetzt werden, weil sie dort zu Preisstürzen und zu 
einer entsprechenden Verminderung des landwirt­
sdiaftlichen Einkommens führen würden (mit ent­
sprechenden Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft 
und mit den innenpolitischen Folgen) ; sie können auch 
nicht auf den W eltm ärkten abgesetzt werden, weil dies 
audi dort zu einem starken Rückgang der W eltm arkt­
preise mit den nachteiligen Folgen für andere Export­
länder führen würde, zumal sich dann wahrscheinlich 
die gesamten Einnahmen aus den amerikanischen 
Agrarexporten infolge der geringen Elastizität der 
Weltgetreidenachfrage verringern würden.

Für einen Abbau der Vorräte im Rahmen der Nah­
rungsmittelhilfe spricht vor allem die Verminderung 
der Lagerkosten und die Entlastung auf der Seite der 
Agrarsubventionen und der Vorratshaltungspolitik aus 
Mitteln der Entwicklungshilfe. Zusätzliche Kosten ent­
stehen praktisch nur durch den Transport der Liefe­
rungen nach Entwicklungsländern. Für die Geberländer, 
d, h. vor allem für die USA, muß demzufolge auch der 
nicht-kommerzielle Abbau dieser V orräte als durchaus 
sinnvoll angesehen werden.

N a h r u n g s m i t t e l h i l f e  a l s  H e m m n i s  
d e r  A g r a r s t r u k t u r  - R e f o r m

Die amerikanischen G etreidevorräte wachsen nun 
jedoch ständig weiter. Trotz aller Maßnahmen seitens 
der amerikanischen Agrarpolitik ist es bisher nicht 
gelungen, besonders die Getreideproduktion in Ein­
klang mit den Nachfrageverhältnissen auf dem 
Inlandsmarkt und auf den W eltm ärkten zu bringen.«) 
Dieser Überproduktion kann nur durch eine umfas­
sende Strukturreform in der amerikanischen Landwirt­
schaft Einhalt geboten werden. Solange N ahnings- 
mittel-Hilfsprogramme aber ein Ventil für die über­
schüssige Produktion schaffen, w ird der Zwang zu 
einer derartig umfassenden Strukturreform  verm in­
dert.’) Daraus ergeben sich zwangsläufig auch nach­
teilige Folgen für das W achstum der Gesamtwirtschaft, 
da keine Aussichten bestehen, die Subventionen und 
Lagerkosten in absehbarer Zeit zu verm indern und

Bei der (m eistens gesdienkw eisen) Lieferung von N ahrungsm it­
te ln  in K atastrophenfällen , bei Erdbeben, H ungersnöten  usw ., en t­
stehen  d ie vorw eg gekennzeichneten Grundproblem© nicht. N ah­
rungsm itte lh ilfe  a ls  Soforthilfe w ird  immer w ieder ge le iste t w erden 
m üssen, s ie  s teh t auch in keinem  d irek ten  Zusam m enhang m it der 
Entwicklungshilfe.

5) Die am erikan isd ien  W eizenvorräte , d ie sid i 1961 auf über 
40 M ill. t  beliefen , lagen  in den  J a h ren  1952/53 noch unter 
20 M ill. t, 1954 b is 1958 u n te r 30 M ill. t. Die V orrä te  an  Futter- 
g e tre id e  be lie fen  sich 1961 auf fast 80 M ill. t ;  sie sind se it 1952 
(rd. 18 M ill. t) kontinuierlich gestiegen  (jährlich um durchschnitt­
lich 6 M ill. t). Insgesam t belaufen  sich d ie am erikan isd ien  Ge­
tre id ev o rrä te  gegenw ärtig  auf rd. 120 M ill. t. Die heu tigen  Ge­
tre id ev o rrä te  der USA sind  also e tw a zw eim al so groß w ie die 
für 1970 e rw a rte te  jährliche G etre ideproduktion  in  den EWG-Län­
dern . H inzu kom m en 20 bis 25 M ill. t  V orrä te  in K anada, ca. 10 
M ill. t  in  A rgen tin ien  und ca. 5 M ill. t  in  A ustra lien . S iehe: „Agri­
cultural S ta tis tics  1961*, U S-Departm ent of A gricu ltu re, W ashington 
1962; fe rner: »Developm ent through  Food — A S tra tegy  for Sur­
plus U tilization*, FAO, Rom 1962, S. 62.

6) Das w eitere  Anwachsen der am erikanisd ien  G etre idevo rrä te  ist 
nur teilw eise auf verfeh lte  agrarpolitisch.e M aßnahm en zurückzu­
führen. (So w urde bis 1958 in  den USA das sog. L andreservepro­
gramm durchgeführt, w obei den Farm ern  A usgleichszahlungen ge­
währt w urden, w enn sie Land für ein J a h r  aus der Bebauung her- 
ausnahmen. Dies ha tte  zw angsläufig zur Folge, daß das schle<hteste 
Land aus der Bewirtschaftung herausgenom m en w urde, w ährend 
auf dem guten  Boden die P roduktion in tensiv iert w urde. In­
zwisdien w urde dieses V erfahren  durd i eine neue M ethode abge­
löst, die die langfristige  Umwandlung von A ckerland in nicht be­
bautes Land vorsieht.) Entscheidend ist vielm ehr, daß die E rträge 
pro Bodeneinheit sd inell steigen. So sind be isp ielsw eise  be i W ei­
zen die E rträge je  acre  zwischen 1952 und 1962 von 17,3 au i 25,1 
bushels gestiegen, d. h. um fast 50 Vo. A udi P reissenkungen haben 
deshalb die Steigerung d e r G etre ideproduktion  nicht aufhalten  
können. Es sei h ie r daran  e rinnert, daß die tatsächlichen W eizen­
preise in den le tz ten  Jah ren  einen  immer geringeren  A nteil der 
Paritätspreise für W eizen erbrachten. H eute  liegen sie nu r noch 
bei etwa 50 ®/o der P arität.

7) Das Ausm aß der Zem entierung v e rze rrte r A grars truk tu ren  durch 
Nahrungsm ittel-Hilfsprogramm e häng t natürlich von deren  Um­
fang ab. Im Falle  der am erikanisdien  Landw irtschaft is t festzu­
stellen, daß der Umfang der N ahrungsm ittel-H ilfsprogxam m e (4 
der gesam ten Um sätze von A grarerzeugnissen , ü b e r 30 ®/o der ge­
samten am erikanischen A grarexpo jte) von  nicht unerheblicher Rück­
wirkung auf d ie e igene Landw irtschaft ist.
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einen Teil der in der Landwirtsdiaft tätigen Pro­
duktionsm ittel in andere Produktionsbereidie zu ver­
bringen. Im Hinblidi auf die eigene Landwirtsdiaft 
des Geberlandes ist es also unerläßlidi, eine möglidist 
direkte Verbindung zwisdien Nahrungsmittelhilfe und 
der Durdiführung von Strukturreform-Programmen 
herzustellen. Auf die ausstehende A grarstruktur­
reform in den Industrieländern und insbesondere in 
den USA kann im Rahmen der hier behandelten Pro­
blematik jedodi n id it näher eingegangen werden.

E W G  a l s  L i e f e r a n t  v o n  O b e  r  s c h  U s s e  n ?

Die Frage, inwieweit neben den USA die EWG in grö­
ßerem Umfange als Lieferant von übersdiüssigen 
Nahrungsm itteln In Betradit kommen kann, läßt sidi 
nur auf Grund einer A nalyse der V erbraudis- und 
Produktionstrends für Nahrungsm ittel in der EWG 
und in  der W elt beantworten. Bisher w urden in  den 
EWG-Ländem strukturell keine w esentlidien Uber- 
sdiüsse produziert (abgesehen von zeitweiligen Uber- 
sdiüssen bei W ein, Obst, Gemüse, Baumsdiulerzeug- 
nissen usw.). N adi den Beredinungen der EWG-Kom­
mission®) ergeben sidi un ter bestimm ten Hypothesen 
(unveränderte Agrarpolitik, ■ konstante Preise und 
Anbauflädien usw.) für die EWG-Länder insgesam t in 
den Jahren  1969 bis 1972 (Mittelwert) folgende Selbst­
versorgungsraten: W eizen 100, Futtergetreide 80
(Hypothese einer geringen Zunahme der privaten  Pro- 
Kopf-Konsumausgaben) bzw. 77 (Hypothese einer 
starken Zunahme der privaten Pro-Kopf-Konsumaus- 
gaben), Zudter 92,5, Rindfleisdi 98,8 bzw. 93,2, Mildi- 
produkte 103 bzw. 112.“) U nter den skizzierten An­
nahmen w ürden also strukturelle Ubersdiüsse nur im 
Bereidi der M ildiw irtsdiaft entstehen.

Im Hinblidc auf die W eltgetreidew irtsdiaft kommt die 
FAO*®) zu folgenden Ergebnissen: Für das Jah r 1970 
w ird bei W eizen mit einem übersdiuß der Industrie­
länder in Höhe von 32 Mill. t  (Hypothese sdiw adien 
W irtsdiaftswadistums) bzw. von 33 Mill. t (Hypothese 
starken W irtsdiaftswadistums) geredinet, in den Ent-

8) S iehe; ,L e M arché Commun des P roduits A gricoles — Perspec­
tive  1970', Comm unauté Ecocom ique Européenne, Commission, 
D irection G énérale  de l'A gricu ltu re .
9) U nter der A nnahm e des B eitritts D änem arks, N orw egens und 
G roßbritanniens zur EWG ergeben  sid i folgende Selbstversorgungs­
ra ten : W eizen 85,3, F u ttergetre ide  74,5 bzw. 77,0, Zudcer 73,2, 
R indfleisdi 91 bzw. 87, M ild iprodukte 95 bzw. 103.
10) .A gricu ltu ra l Com m odity P rojections fo r 1970", FAO, Rom 1962. 
Eine de ra rtig e  V oraussdiätzung der A grarerzeugung ist na tü rlid i 
außerorden tlid i sd iw ierig . Für die FAO-Studie w urden u. a. fol­
gende H ypothesen  zugrunde gelegt:
a) Die landw irtsd ia ftlid ie  N utzflädie in den Industrie ländern  ble ib t 

im  allgem einen u nverändert, w ährend  sie in den  Entwidclungs­
ländern  in  begrenztem  U m fange w ädist.

b) Für d ie Industrie länder w urde eine Ertragszunahm e in  g le id ier 
H öhe w ie in  d e r V ergangenheit angenom m en.

c) Für d ie  Entw idclungsländer w urde von zwei H ypothesen  ausge­
gangen:
aa) von  der H ypothese eines sd iw adien  W irtsd iaftsw adistum s 

en tspred iend  den Tendenzen des ve rgangenen  Jahrzehn ts , 
bb) von  der H ypothese eines s ta rk en  W adistum s en tspred iend  

den Entwicklungsplänen der e inzelnen Länder.
d) In  der A grarpolitik  der Industrie länder und  der Entwicklungs­

länder tre te n  keine grundlegenden Ä nderungen ein.
e) Die A grarpreise  b leiben im w esentlichen unverändert.

widclungsländern m it einem Defizit von 18 Mill. t bzw. 
17 Mill. t. Bei Futtergetreide w ird in den Industrie­
ländern ein übersd iuß  von 25 bzw. 20 Mill. t  und in 
den Entwidclungsländern ein Defizit von 3 Mill. t 
bzw. ein übersdiuß von 17 Mill. t  erw artet. Bei Reis 
wurde für die Industrieländer ein übersdiuß von 6 
bzw. 1 Mill. t  und für die Entwidclungsländer ein 
Defizit von 7 Mill. t  bzw. ein übersdiuß von 6 Mill. t 
erredinet. Insgesamt ergibt sidi dem nadi in den 
Industrieländern ein Getreideübersdiuß von 63 bzw. 
54 Mill. t, in den Entwidclungsländern ein Defizit von 
28 Mill. t  bzw. ein übersdiuß von 6 Mill. t. Bei sdiwa- 
diem W irtsdiaftsw adistum  würde sidi dem nadi 1970 
in der gesamten W elt (aussdiließlidi Ostblodc) ein 
übersdiuß von 35 Mill. t Getreide ergeben, bei star­
kem W irtsdiaftsw adistum  ein übersdiuß von 60 Mill. t.

Sidierlich handelt es sidi sowohl bei den Beredinun­
gen der EWG als audi der FAO nur um Voraussdiät- 
zungen. Dodi lassen sie erkennen, wie außerordentlidi 
problem atisdi es wäre, durdi eine Änderung der 
A grarpolitik in Europa und insbesondere durdi eine 
Anhebung der Getreidepreise in einigen europäisdien 
Produktionsländern eine zusätzlidie Förderung der 
europäisdien Getreideproduktion anzustreben. Diese 
Überlegung w ird nodi gefestigt, wenn man sidi ver­
gegenwärtigt, daß die gegenwärtigen Getreidevorräte 
von über 150 Mill. t  für eine ganze Reihe von Jahren 
ausreidien würden, audi wenn der jährlidie Mehr­
bedarf von 10 Mill. t  Getreide (auf Grund des Be- 
völkerungswadistum s in den Entwidclungsländern) 
von der dortigen A grarproduktion audi n id it teil­
weise befriedigt w erden könnte. Diese Zeitspanne 
müßte dodi in jedem  Falle genutzt werden, um die 
Entw iddungsländer zu der notwendigen Erhöhung 
ihrer eigenen Produktion zu bringen, die für die 
m eisten Entwidclungsländer vom gesamtwirtsdiaft- 
lidien Entwidciungsprozeß her gesehen unerläßlidi ist.

Die in letzter Zeit m ehrfadi geforderte Förderung der 
europäischen Getreideproduktion für die Lieferung 
nach Entwicklungsländern würde also langfristig zu 
einer w eiteren Überfütterung der Weltgetreidemärkte 
und zu einem w eiteren Anstieg der Getreidevorräte 
führen, ganz zu schweigen davon, daß n id it abzusehen 
ist, wie die Erhöhung der europäischen Getreide­
produktionskapazitäten eines Tages wieder abgebaut 
werden sollte. Eine w eitere Verzerrung der ohnehin 
schon reform bedürftigen europäischen Agrarstruktur 
w äre unvermeidlich.

Schon heute zeidinet sich jedoch in der EWG ein 
Überschuß an Milchprodukten ab*‘), der in gewissem 
Umfange für die Nahrungsmittelhilfe verw endet wer-

11) In  der bere its  z itie rten  Untersuchung der FAO w ird  damit ge­
rechnet, daß bei konstan ten  P reisen  die M ild iproduktion in den 
Industrie ländern , besonders W est- und N ordeuropas, s tärker zu­
nehm en w ird  als d ie Nachfrage nach Milch und  Milcherzeugnissen. 
Bei Rindfleisch, Schweinefleisch, Eiern und G eflügel w ird  übrigens 
— besonders auf G rund der schnellen R eaktion der Nachfrage auf 
Preisschw ankungen — insgesam t nicht m it einem  Uberschußproblem 
gerechnet.
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den könnte, zumal auch auf viele Jahrzehnte hinaus 
die Ernährungsprobleme der Entwicklungsländer vor 
allem durch den Mangel an eiweißhaltigen N ahrungs­
m itteln gekennzeichnet sein werden. Die Lieferung 
von Milchprodukten im Rahmen der Nahrungsm ittel­
hilfe w irft jedoch eine Reihe von schwierigen Pro­
blemen auf (so sind z. B. in den meisten Entwicklungs­
ländern w eder die Kaufkraft noch die Konsumgewohn­
heiten etw a für den V erzehr von Butter gegeben). 
Praktisch könnte nur Magermilchpulver wegen seines 
niedrigen Preises und seines hohen Eiweißgehaltes in 
die Nahrungsm ittelhilfe einbezogen werden.'^)

N a h r u n g s m i t t e l h l l f e  u n d  k o m m e r z i e l l e r  
W e l t h a n d e l

Abgesehen von Nahrungsm ittellieferungen zur über-*- 
Windung von  Hungersnöten und in anderen Kata­
strophenfällen führt praktisch jede Form von Nah- 
rungsm ittelhilfe zwangsläufig zu einer Beeinflussung 
des kommerziellen Handels. Systematische Unter­
suchungen über die Auswirkungen der bisherigen 
Nahrungsmittel-Hilfsprogramme auf den W elthandel 
sind bisher nicht durchgeführt worden, mit Ausnahme 
einiger spezieller Erörterungen, die von der FAO an­
gestellt wurden.

Zweifellos haben sich aber die amerikanischen Hilfs- 
lieferungen auf den W elthandel und auf den Export 
anderer A usfuhrländer ausgewirkt. Dabei kann grund­
sätzlich angenommen werden, daß ohne die Hilfs­
lieferungen der kommerzielle Handel nicht eine dem 
Umfang der Hilfslieferungen entsprechende Ausdeh­
nung erfahren hätte und daß die Hilfslieferungen es 
den Em pfängerländern ermöglicht haben, die auf diese 
W eise eingesparten Devisen für andere Einfuhrgüter 
zu verwenden, woraus sich also positive Auswirkun­
gen vor allem für den nichtagrarisdien Außenhandel 
ergaben. Es ist jedoch sehr wahrscheinlich, daß vor 
allem in einigen asiatischen Empfängerländern W ei­
zen aus amerikanischen Hilfslieferungen asiatischen 
Reis verdrängte^*) und sich somit ungünstige Aus­
wirkungen auf die Reisausfuhren anderer asiatischer 
Länder ergaben, zumal die amerikanischen W eizen­
lieferungen für einige asiatische Länder insgesamt 
recht umfangreich im V erhältnis zu den üblichen asia­
tischen Gesamteinfuhren von Reis waren, überhaupt 
ist im W eltw eizenhandel des Jahrzehnts 1950/60 fest­
zustellen, daß sich der Anteil der USA um über 12 “/o

12) In  der z itie rten  FA O -Studie w ird  jed o d i d arau f hingew iesen , 
daß es sid i bei den Überschüssen der Industrie länder vo r allem 
um M ilchfette handelt.
>3) W enn die B edürfnisse der Entw idilungsländer s tä rk e r im V or­
dergrund  der N ahrungsm ittel-H ilfsprogram m e stehen  w ürden, dann 
w äre d ie  B ildung eines in te rna tiona len  Fonds zw edtm äßig, aus 
dem d ie  F inanzierung von N ahrungsm itte lübersd iüssen  einzelner 
E n tw idilungsländer für den E xport nach anderen  Entwidtlungs- 
ländern  du rd igefüh rt w erden  könn te . W enn be isp ielsw eise  Reis- 
übersd iüsse  in e inigen asia tisd ien  E xportländern  bestehen , w äre 
die A bnahm e d ieser Überschüsse im Rahm en von  N ahrungsm ittel- 
H ilfsprogram m en für andere  a sia tisd ie  Entw idclungsländer zw eifel­
los entw idclungspolitisd i w irksam er a ls die Lieferung von am eri- 
kanisd iem  Reis. D iese Ü berlegung h a t Jedodi gegenw ärtig  le ider 
nur einen  th eo re tisd ien  C harak ter, da — w ie bere its  beton t — 
zum indest d ie b ila te ra len  N ahrungsm ittel-H ilfsprogram m e immer 
nodi s ta rk  an den B edürfnissen der G eberländer ausge rid ite t sind.

erhöht hat und daß diese Erhöhung ausschließlich auf 
die Nahrungsmittel-Hilfsprogramme zurückzuführen 
ist.“ ) W enn auch die anderen Ausfuhrländer, ins­
besondere Kanada und Australien, ihre W eizen­
exporte erheblich steigern konnten, so bleibt doch 
die Verschiebung der Anteile auf Grund der 
Nahrungsmittel-Hilfsprogramme eine nicht zu über­
sehende Tatsache.

A b s t i m m u n g  z w i s c h e n  H I I I  s I i  e 1 e r u  n g e n 
u n d  k o m m e r z i e l l e m  H a n d e l

Auf Grund der sdinellen Bevölkerungsvermehrung in 
den Entwicklungsländem und der auf absehbare Zeit 
nachhinkenden A grarproduktion dieser Länder w er­
den die nicht-kommerziellen Lieferungen im Rahmen 
der Nahrungsmittelhilfe in den nächsten Jahren  ver­
mutlich w eiter zunehmen. Es w ird deshalb in  der Zu­
kunft auch nicht genügen, ungünstige Auswirkungen 
auf den kommerziellen W elthandel allein durch ent­
sprechende Beratungen der USA m it den anderen 
Ausfuhrländern zu verm eiden (derartige Beratungen 
werden heute generell bei allen größeren Hilfsliefe­
rungen durchgeführt). Auch die Forderung, daß 
Nahningsmittelhilfe möglichst an einen zusätzlichen 
Verbrauch gebunden sein sollte, der nicht aus kom­
merziellen Einfuhren befriedigt werden kann, ha t in  
der weltwirtschaftlichen Praxis wohl nur einen plato­
nischen W ert. Vielmehr müßte in Zusammenarbeit 
derjenigen Industrieländer, die Agrarüberschüsse pro­
duzieren, eine langfristige Rahmenplanung erfolgen, 
die nicht nur die m itunter schon in einzelnen inter­
nationalen W arenabkom men festgelegten Export­
quoten umfaßt, sondern auch die nicht-kommerziellen 
Lieferungen im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe. Die­
sem — kommerziellen und nicht-kommerziellen — 
Exportbudget müßte in Zusammenarbeit zwischen den 
Industrieländern und denjenigen Entwicklungsländem, 
die wie Indien im Hinblick auf die N ahrangsm ittel­
versorgung als nicht-kommerzielle Zuschußgebiete an­
zusehen sind, ein entsprechendes Bedarfsbudget gegen­
übergestellt werden. A nhand dieser Budgets dürfte es 
in bilateralen Verhandlungen oder besser auf multi­
lateraler Ebene dann eher möglich sein, eine Abstim­
mung zwischen kommerziellen und nicht-kommerziel­
len Lieferungen zu erreichen, die wesentliche Störan- 
gen des W elthandels ausschließt. Außerdem w äre es 
notwendig, ein Finanzbudget für die nicht-kommer­
ziellen Exporte aufzustellen, wobei auch zu prüfen 
wäre, ob und in welchem Umfange die einzelnen 
Industrieländer (also nicht nur die Exportländer) zur 
Finanzierung der nicht-kommerziellen Lieferungen bei­
tragen sollten.

W ie schon erwähnt, könnte m ultilateralen Nahrungs- 
mittel-Hilfsprogrammen eine entscheidende Bedeutung 
hinsichtlich der Abwendung ungünstiger Auswirkun­
gen auf den W elthandel zukommen. Das W orld Food 

' Program der FAO kann hier als ein erster hoffnungs-

li)  Siehe ausführlid i: .Food A id — Its Role in Economic D evelop­
m en t“, OECD, Paris 1963, S. 73 f.
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voller Ansatz angesehen werden, zumal es auch einen 
V ersudi darstellt, die Nahrungsmittelhilfe m it ande­
ren Hilfsformen zu integrieren, was bisher praktisdi 
überhaupt nodi n id it erfolgte. M ultilaterale Hilfs­
programme w ürden in den Entwidclungsländern audi 
n id it mehr so stark  wie bisher den Eindruck entste­
hen lassen, daß Nahrungsmittelhilfe im w esentlidien 
eine Hilfe für die Landwirtsdiaft der Geberländer ist.

NAHRUNGSMITTELHILFE UND LANDWIRTSCHAFT 
DER EMPEÄNGERLÄNDER

Auf Grund der Tatsadie, daß in den Entwidclungs- 
gebieten durdischnittlidi 60 bis 85®/o der Gesamt­
bevölkerung in ländlichen Gebieten fast ausschließlidi 
auf der Grundlage der Landwirtsdiaft leben, kommt 
dem Ausbau der Landwirtsdiaft in fast allen Entwidi- 
lungsländern die größte Bedeutung zu. Die A grar­
produktion muß n id it nur die Ernährung der jedes 
Jah r durdisdinittlidi um 2 bis 3 Vo anwadisenden Be­
völkerung sidierstellen. Sie ist zugleidi oft der w idi­
tigste Exportzweig und audi die w iditigste Quelle 
für die Bereitstellung von Kapital für Investitionen in 
anderen Entwiddungsbereidien. Hinzu kommt, daß 
ohne landwirtsdiaftlidie Entwicklung audi die Schaf­
fung größerer M ärkte für die Industrieproduktion 
norm alerweise n id it möglich ist. Deshalb muß jede un­
günstige Auswirkung der Nahrungsmittelhilfe auf die 
Entwicklung der A grarw irtsdiaft verm ieden werden.

Tatsädilidi führt aber jede Nahrungsmittelhilfe fast 
zwangsläufig zu einer Beeinflussung der Agrarpreise 
und dam it der landwirtsdiaftlidien Produktion, und 
zwar unabhängig davon, ob eine Versorgungslüdce 
besteht oder nidit. Grundsätzlidi w ird durdi die Lie­
ferung von Nahrungsmitteln entweder ein Steigen der 
Agrarpreise verhindert oder eine Senkung dieser 
Preise gefördert, woraus sidi entsprediend negative 
Auswirkungen auf die Produktion ergeben'®) (in der 
Praxis haben die bisherigen Nahrungsm ittellieferun­
gen meistens dazu gedient, die Nahrungsmittelpreise 
zu halten).*®) Eine weitere Gefahr liegt darin, daß 
durdi die Nahrungsmittelhilfe die Regierungen der 
Empfängerländer veranlaßt werden, das Sdiwer- 
gewicht ihrer Entwicklungspolitik w eniger auf die 
Landwirtsdiaft zu legen. Dadurdi w erden möglidier- 
weise die ohnehin schon oft übertriebenen Industria­
lisierungsvorstellungen nodi verstärkt, zumal Inve­
stitionen in der Landwirtsdiaft oft weniger spektaku­

15) D iese A uffassung w iderspricht keinesw egs den gegenw ärtigen  
V erhä ltn issen  in  den  ländlichen G ebieten  der Entwicklungsländer. 
N ur in w eit abgelegenen und  von  der A ußenw elt abgeschlossenen 
G ebieten  w ird  m an heu te  noch D orfbew ohner finden, d ie ein 
S teigen  der A grarpre ise  m it e iner E inschränkung ih re r Produktion 
bean tw orten , w eil sie nu r ih re  statischen B edürfnisse zu befrie ­
d igen  wünschen.
W) Bei den A usw irkungen auf d ie einheim ische A grarproduktion  
is t natürlich die Frage von Bedeutung, welche N ahrungsm ittel ge­
lie fe rt w erden  und ob sie  in  K onkurrenz zu Produkten  der ein- 
heim isdien  Landwirtschaft s tehen. D ieses K onkurrenzverhältn is 
w ird  im allgem einen bestehen, vo r allem  be i G etreidelieferungen. 
D agegen h a t sich be i der Lieferung von  M ilchpulver gezeigt, daß 
dadurch eine schrittw eise V eränderung  der V erbrauchsgew ohn­
heiten  e ingeleite t w erden  kann, d ie sich sp ä te r w ieder als nü tzliä i 
für d ie eigene Landw irtschaft erw iesen  hat.

lär und für propagandistisdie Zwecke auszunutzen sind. 
Um derartig  ungünstige Auswirkungen auf die ein- 
heimisdie A grarproduktion zu vermeiden, muß die 
Nahrungsmittelhilfe und insbesondere die Verwen­
dung der beim Verkauf gegen Landeswährung an­
fallenden Gegenwertmittel so gestaltet werden, daß 
sidi aus den Nährungsm ittellieferungen eine möglidist 
direkte Förderung der einheimischen Agrarproduktion 
ergibt.

B i n d u n g  d e r  N a h r u n g s m i t t e l h i l f e  a n  
l a n d w i r t s c h a f t l i c h e  E n t w i c k l u n g s v o r h a b e n

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit einer direkten 
Verteilung der Nahrungsmittel (im allgemeinen jedoch 
nur unter der Voraussetzung einer geschenkweisen 
Lieferung), beispielsweise im Rahmen von Community 
Development-Programmen, besonders wenn der „Lohn“ 
für den in freiwilliger Selbsthilfe durchgeführten Bau 
einer Schule oder einer Straße in N aturalien aus der 
Nahrungsmittelhilfe gezahlt werden kann. Eine er­
hebliche Bedeutung könnte der direkten Nahrungs­
m ittelverteilung zukommen, wenn die Entwicklungs­
länder zur Einrichtung von Arbeits- oder Zivil­
diensten übergehen würden, um die notwendige 
M obilisierung brachliegender A rbeitskräfte zu er­
reichen.*’)

Die direkte N ahrungsm ittelverteilung ha t den Vor­
zug, daß dadurch die W ahl von arbeitsintensiven 
Projekten mit einem hohen zusätzlichen Nahrungs­
m ittelbedarf ermöglicht wird. Denn eine der wesent­
lichsten Voraussetzungen für ein entwicklungspolitisch 
wirksames Nahrungsmittel-Hilfsprogramm ist die Ver­
hinderung von ungünstigen Auswirkungen auf die 
einheimische Landwirtschaft. Dies bedingt, daß die 
gelieferten Mengen durch einen entsprechend großen 
zusätzlichen Konsum aufgenommen w erden und daß 
w eder Substitution noch W eiterverkauf erfolgen — 
Bedingungen, die auch von der FAO als unerläßlich 
angesehen werden, um einen Preisdruck und damit 
eine Beeinträchtigung der einheimischen Produktion 
sowie auch eine Störung der Absatzchancen anderer 
Exportländer zu vermeiden.*®) Der Nachteil der direk­
ten N ahrungsm ittelverteilung ist darin zu sehen, daß 
dabei eine Reihe organisatorischer und administra­
tiver Schwierigkeiten auftreten. Voraussetzung für 
diese Verwendungsform ist in jedem  Falle die Exi­
stenz entsprechender Community Development-Pro­
gramme bzw. eines Arbeits- und Zivildienstes.

U nter den gegenwärtigen V erhältnissen w ird deshalb 
die größte entwicklungspolitische W irksam keit der 
Nahrungsmittelhilfe durch den Verkauf der gelieferten 
Nahrungsm ittel gegen Landeswährung und die aus 
diesen Gegenwertmitteln ermöglichte Finanzierung

IJ) S iehe: K. B l l l e r b e c k :  .M obilisierung  des asiatischen
und afrikanischen A rbeitsk räfte-Po ten tia ls", Ham burg 1961.

18) Siehe ausführlich: .U ses of A gricultural Surpluses to Finance 
Economic D evelopm ent In U nder-developed C ountries, A  Pilot 
Study in India", in ; FAO Commodity Policy Studies, No. 6, 1958, 
S. 4.
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von Projekten und Programmen erreicht. W esentlich 
ist jedoch dabei, daß aus den Gegenwertmitteln nur 
Projekte bzw. Programme gefördert werden, die einen 
besonders arbeits- und damit nahrungsm ittelinten­
siven C harakter haben.

In der bisherigen entwicklungspolitiscfaen Praxis ist 
die Frage der V erwendung der Gegenwertmittel noch 
nicht befriedigend gelöst worden. Die bei Lieferungen 
un ter Public Law 480 Titel I anfallenden Gegenwerte 
w urden in den Jahren  1954 bis 1962 wie folgt ver­
wendet: 43 “/o für Darlehen an ausländische Regierun­
gen, wobei etwa die Hälfte dieser Darlehen zur Finan­
zierung von Industrie-und Bergbauprojekten und noch 
nicht einmal 20 “/o für die Ernährungs- und Landwirt­
schaft verw endet wurden; 20 Vo für Schenkungen zur 
allgem einen W irtschaftsentwicklung, 6 °/o für Darlehen 
an überw iegend amerikanische Privatunternehmen. 
Insgesam t w urden also 69 Vo der Gegenwerte für die 
wirtschaftliche Entwicklung verw endet. Die restlichen 
31 ®/o w urden zu knapp einem V iertel für Zwecke der 
gem einsamen Verteidigung und zu mehr als drei 
V iertel zur „allgemeinen V erwendung durch die USA" 
eingesetzt.*®)

Aus der bisherigen Handhabung bei der Verwendung 
der Gegenwerte lassen sich folgende Erfahrungen ab­
leiten:

Erstens ist der Anteil der für die wirtschaftliche Ent­
wicklung bereitgestellten Gegenwerte zu gering, ins­
besondere der auf die Entwicklung der Landwirtschaft 
entfallende Teil. W enn sich trotzdem im großen und 
ganzen daraus keine direkten ungünstigen Auswir­
kungen auf die A grarproduktion der Empfängerländer 
ergeben haben, so liegt dies daran, daß vor allem 
in Indien und Pakistan der wirtschaftliche Aufbau im 
Rahmen der Entwicklungspläne zu einer zusätzlichen 
Nahrungsmittelnachfrage geführt hat. In einigen Ent­
wicklungsländern, z. B. in Südamerika, sind aber nach­
weislich durch amerikanische Getreidelieferungen die 
einheimischen Farm er von einer Erhöhung und Inten­
sivierung ihrer eigenen Produktion abgehalten 
worden.

Zweitens sind die bisherigen Nahrungsmittellieferun­
gen und ihre G egenwerte nicht hinreichend in die be­
stehenden Entwicklungspläne integriert worden, son­
dern  die Nahrungsm ittelhilfe diente vor allem der 
Überbrückung von M angellagen und allenfalls zu 
einer erleichterten Durchführung der Pläne insgesamt. 
Insbesondere w urde über die Verwendung der Gegen-, 
w erte nicht schon vor den Lieferungen ein sorg­
fältiger und mit der Ernährungswirtschaft des Landes 
abgestim m ter Plan aufgestellt. Daraus ergaben sich 
teilw eise erhebliche Verzögerungen bei der Verwen­
dung der Gegenwertmittel; ihre Investierung stand

nicht mehr im Zusammenhang mit dem durch den 
Verbrauch der zusätzlichen Nahrungsm ittel auftreten­
den Kaufkraftentzug. Die inflationshemmende W ir­
kung der Nahrungsmittellieferungen tra t deshalb nicht 
ein, im Gegenteil ist zu befürchten, daß sich die Frei­
gabe der Gegenwertmittel zu einem späteren Zeit­
punkt inflationsfördernd auswirkt — wenn nicht 
gleichzeitig neue Nahrungsmittellieferungen sta tt­
finden.

Drittens ist angesichts des relativ  hohen Anteils von 
Gegenwertmitteln für Nicht-Entwicklungszwecke zu 
vermuten, daß daraus Ausgaben in Landeswährung 
bestritten wurden, die sonst in Dollar angefallen 
wären, so daß sich hierbei ein Devisenverlust für das 
Empfängerland ergeben hat, wodurch die aus den 
Nahrungsmittellieferungen resultierenden Devisen­
ersparnisse des Empfängerlandes verm indert wurden.

V iertens ist es bisher nicht gelungen (vielmehr hat 
man es offensichtlich erst gar nicht versucht), die 
Nahrungsmittelhilfe den wirklichen Bedürfnissen der 
Empfängerländer anzupassen. Eine sorgfältige Prüfung 
der Bedarfslage, die unabhängig von den V orräten in 
den Industrieländern durchgeführt w erden müßte, hätte 
in vielen Fällen ergeben, daß es zweckmäßiger ge­
wesen wäre, beispielsweise Futtergetreide für die 
Förderung der einheimischen Viehwirtschaft oder 
Düngemittel für die Steigerung der einheimischen 
Getreideproduktion zu liefern.

Zukünftige Nahrungsmittel-Hilfsprogramme sollten 
deshalb den unerläßlichen entwicklungspolitischen 
Zielsetzungen untergeordnet werden. Vor allen Din­
gen ist die Verwendung der Gegenwerte für die För­
derung der einheimischen Agrarproduktion eine 
conditio sine qua non, wobei allerdings auch V or­
haben gefördert werden sollten, die in ländlichen Ge­
bieten indirekt einer Steigerung der Agrarproduktion 
zugute kommen, z.B. der Bau von Straßen in agrari­
schen Produktionsgebieten.^") Eine weitere notwen­
dige Bedingung ist die Verwendung der Gegenwerte 
für Projekte und Programme, die einen hohen Arbeits- 
bzw. Nahrungsm ittelanteil aufweisen. Unter Berück­
sichtigung dieser entwicklungspolitischen Erforder­
nisse sollten aus den Gegenwertmitteln vor allem 
folgende Projekte bzw. Programme gefördert werden:

1. Agricultural Extension-Programme, wenn ergän­
zende Lieferungen von agrarischen Produktions­
m itteln und/oder ergänzende Projekte der b ilate­
ralen und m ultilateralen Technischen Hilfe durch­
geführt werden.

19) Siehe: .Sem i-A nnual R eport on A ctiv ities of the  Food for 
Peace  Program  carried  on  under Public Law 480", W ashington.

20) Einige A usnahm en d ieser R egel w erden  n id it 2u um gehen sein. 
So dürfte  es z. B. zweckmäßig sein , aus den G egenw ertm itteln  
aud i D arlehen an im Em pfängerland ansässige p riva te  U nterneh­
m en des jew eiligen  G eberlandes bzw. an  P artnersd iaftsun terneh- 
m en zu gew ähren, um die p riv a tw irtsd ia ftlid ie  Entwidclungshilfe 
durd i B ereitste llung von M itte ln  in  Landesw ährung fördern  zu 
können. A udi könn te  es s id i in  E inzelfällen a ls  zwedcmä£ig er> 
w eisen, aus den G egenw ertm itteln  sonst n id it zu e rstellende  Part- 
n ersd iaftsleistungen  in  Landesw ährung (z. B. bei P ro jek ten  der 
T edinisd ien  Hilfe) zu finanzieren, w as sd ion  m ehrfad i im Rahm en 
kanad isd ier N ahrungsm itte llieferungen gesd iehen  ist.
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2. Community Development-Programme zur Entwick­
lung der Dorfwirtschaft durch Selbsthilfe.

3. Infrastrukturvorhaben in ländlichen Gebieten, vor 
allem wenn diese Vorhaben durch saisonal oder 
ganzjährig brachliegende A rbeitskräfte durchge­
führt w erden tmd möglicherweise sogar ein Teil 
des Lohnes in Form von Nahrungsm itteln gezahlt

. werden kann.

4. Arbeits- und Zivildienste, die für Bewässerungs­
vorhaben, Straßenbau, Aufforstung, Anti-Erosions- 
arbeiten usw. eingesetzt werden.

E r g ä n z u n g  d e r  N a h r u n g s m i t t e l h i l f e  d u r c h  
L i e f e r u n g  a g r a r i s c h e r  P r o d u k t i o n s m i t t e l

Die Bindung der Nahrungsmittelhilfe an die Entwick­
lung der einheimischen Landwirtschaft w ird in den 
Empfängerländern einen erhöhten Bedarf an agrari­
schen Produktionsmitteln sowie an landwirtschaft­
lichen Experten und Agrartechnikern hervorrufen. So 
werden beispielsweise in verm ehrtem  Umfange Dünge­
mittel, Pflanzenschutzmittel, Zuchtvieh usw. benötigt. 
Infolgedessen sollten die Nahrungsmittel-Hilfspro- 
gramme durch entsprechende Programme der Lie­
ferung agrarischer Produktionsmittel ergänzt werden

(dies ist schon je tzt im Rahmen der deutschen Ent­
wicklungshilfe fü r die kommenden Jahre  vorgesehen).

Die ebenfalls notwendige verm ehrte Entsendung land­
wirtschaftlichen Fachpersonals dürfte dagegen in eini­
gen Industrieländern erhebliche Probleme verursachen, 
da es schon heute schwierig ist, für die landwirtschaft­
lichen Projekte der Technischen Hilfe geeignete Fach­
leute zu finden. Dies trifft vor allem für die Bundes­
republik zu. In diesen Fällen w ird es notwendig sein, 
erw eiterte Ausbildungsprogramme für landwirtschaft­
liche Börater und Agrartechniker durchzuführen, da­
mit den Entwicklungsländern das Fachpersonal zur 
Verfügung gestellt werden kann, das auch in der 
Lage ist, die Gegenwertmittel aus der Nahrungs­
mittelhilfe und die darüber hinaus gelieferten agrari­
schen Produktionsmittel für die Entwicklung der 
Agrarproduktion und der A grarstruktur optimal ein­
zusetzen. N ur auf diese W eise wird das — heute 
noch immer nicht k lar erkannte — entwicklungs­
politische Ziel der Nahrungsmittelhilfe erreicht wer­
den können; einen Beitrag zur Entwicklung der Land­
wirtschaft Asiens, Afrikas und Lateinamerikas zu 
leisten.
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